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des Landes Sachsen-Anhalt 

Vertretung des Landes beim Bund 
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1042. Sitzung des Bundesrates am 22. März 2024: 

Ergebnisse des Bundesrates (BR) und 

Abstimmungsverhalten von Sachsen-Anhalt (ST) 

 

 

Beginn der Sitzung: 09:30 Uhr; Ende der Sitzung: 13:40 Uhr 

 

 

1 Wahl der Vorsitzenden des Ausschusses für Arbeit, Integration und 

Sozialpolitik 

 

gemäß § 12 Absatz 3 GO BR 

Drucksache 111/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Wahl von Staatsministerin Heike Hofmann (Hessen) 

 

 

2 Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und 

Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 105 Absatz 3, 

Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG 

Drucksache 87/24 

Drucksache 588/3/23 

 

Ergebnis BR: 

Dem Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss am 21.02.2024 emp-

fohlenen und vom Deutschen Bundestag am 23.02.2024 beschlossenen 

Fassung wurde zugestimmt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zur Frage der Zustimmung zum Gesetz sowie zum 

Plenarantrag des Landes Baden-Württemberg in Drucksache 

588/3/23 
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3 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2118 im Hinblick auf die 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der entsprechen-

den Versicherungspflicht und zur Änderung anderer versicherungs-

rechtlicher Vorschriften 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 

i.V.m. Artikel 106 Absatz 2 Nummer 1, 

Absatz 3 Satz 1 und 

Absatz 6 Satz 1 GG 

Drucksache 90/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Dem Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss am 21.02.2024 emp-

fohlenen und vom Deutschen Bundestag am 23.02.2024 beschlossenen 

Fassung wurde zugestimmt. 

 

 

4 Gesetz zur Förderung der Qualität der stationären Versorgung durch 

Transparenz (Krankenhaustransparenzgesetz) 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 3 GG 

Drucksache 113/24 

Drucksache 541/1/23 

 

Ergebnis BR: 

Gegen das vom Deutschen Bundestag am 19.10.2023 beschlossene (und 

vom Vermittlungsausschuss am 21.02.2024 bestätigte) Gesetz wurde kein 

Einspruch erhoben. Ziffer 3 der Ausschussempfehlungen in Drucksache 

541/1/23 wurde zugestimmt, d. h., eine Entschließung wurde gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zum Plenarantrag des Freistaates Bayern in Druck-

sache 113/1/24 

➢ Ablehnung der Ziffer 3 
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5 Zweites Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 91/24 

Drucksache 91/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zur Frage der Einberufung des Vermittlungs-

ausschusses dem Grunde nach, zu Ziffer 3 der Ausschuss-

empfehlungen sowie zum Plenarantrag der Länder Brandenburg 

und Thüringen in Drucksache 91/2/24 

 

Rede ST zu Protokoll (Anlage 1): 

Minister Michael Richter für Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff 

 

Protokollerklärung der Bundesregierung (Anlage 2): 

Parlamentarische Staatssekretärin Katja Hessel (BMF) 

 

- Fz - AIS - AV - 

- U - Vk - Wi - 

6 Gesetz zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur Änderung 

weiterer Vorschriften (Cannabisgesetz - CanG) 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 92/24 

Drucksache 92/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

(Länderaufruf: für die Einberufung des Vermittlungsausschusses stimmten 

Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg und Saarland; es enthielten 

sich Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, 

Schleswig-Holstein und Thüringen. Die Stimmabgabe von Sachsen war 

ungültig.) 

 

Rede ST: 

Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff 

 

- G - In - R - 

- Vk - 
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7 Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vor-

schriften zur Digitalisierung der Verwaltung (OZG-Änderungsgesetz - 

OZGÄndG) 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6, 

Artikel 85 Absatz 1 Satz 1, 

Artikel 91c Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 GG 

Drucksache 93/24 

Drucksache 93/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Dem Gesetz wurde nicht zugestimmt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffern 1, 2 der Ausschussempfehlungen 

 

- In - Fz - 

8 Zehntes Gesetz zur Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes - 

Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs mit dem Bundes-

verfassungsgericht 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 94/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- R - 

9 Viertes Gesetz zur Änderung des Bundesschienenwegeausbaugesetzes 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 87e Absatz 5 Satz 1 

i.V.m. Artikel 87e Absatz 4 GG 

Drucksache 95/24 

zu Drucksache 95/24 

Drucksache 95/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Dem Plenarantrag des Saarlandes in Drucksache 95/2/24 wurde zuge-

stimmt, d. h., zu dem Gesetz wurde die Einberufung des Vermittlungs-

ausschusses aus vier Gründen verlangt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zur Frage der Einberufung des Vermittlungsaus-

schusses dem Grunde nach, zur Ausschussempfehlung sowie 

zum Plenarantrag 

 

- Vk - 
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10a Erstes Gesetz zur Änderung des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-

Gesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 96/24 

Drucksache 96/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Den Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., die Einberufung 

des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt; eine Entschließung 

wurde gefasst. 

 

- Vk - U - 

10b Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Beschaffenheit 

und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 621/23 

Drucksache 621/1/23 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 3, 5, 9, 11, 12, 14, 15, 16 Buchstaben a, b, d der Ausschuss-

empfehlungen wurde zugestimmt, d. h., der Verordnung wurde nach 

Maßgabe von Änderungen zugestimmt; eine Entschließung wurde gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffern 1, 2, 7, 8, 10, 16 Buchstaben d, e 

➢ Zustimmung zu Ziffern 3, 5, 9, 11, 14, 15, 16 Buchstaben a bis c 

➢ Ablehnung der Ziffern 6, 12 

 

- U - Vk - Wi - 

11 Zweites Gesetz zur Änderung des DWD-Gesetzes sowie zur Änderung 

handelsrechtlicher Vorschriften 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 97/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Die Einberufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht verlangt. 

 

- Vk - Wi - 
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12 Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungs-

gesetzes 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 637/23 

Drucksache 637/1/23 

 

Ergebnis BR: 

Nichteinbringung des Gesetzentwurfs beim Deutschen Bundestag 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- AIS - Fz - In - 

13a Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungs-

gesetzes 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 28/24 

Drucksache 28/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Nichteinbringung des Gesetzentwurfs beim Deutschen Bundestag 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- AIS - Fz - In - 

13b Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Beschleunigung der Asylgerichts-

verfahren und Asylverfahren 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 29/24 

Drucksache 29/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Nichteinbringung des Gesetzentwurfs beim Deutschen Bundestag 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- In - AIS - R - 
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13c Entschließung des Bundesrates zur Reform des Asylrechts 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 30/24 

Drucksache 30/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Die Entschließung wurde nicht gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- In - AIS - EU - 

- R - 

13d Entschließung des Bundesrates "Zurückweisungen an der Binnengrenze" 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 31/24 

Drucksache 31/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Die Entschließung wurde nicht gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- In - AIS - EU - 

13e Entschließung des Bundesrates "Zentrale Bundesausreisezentren an den 

großen Flughäfen" 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 32/24 

Drucksache 32/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Die Entschließung wurde nicht gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- In - AIS - Fz - 

13f Entschließung des Bundesrates zur Einstufung weiterer Staaten als 

sichere Herkunftsstaaten 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 33/24 

Drucksache 33/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Die Entschließung wurde nicht gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- In - AIS - R - 
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13g Entschließung des Bundesrates "Deutschland braucht eine realistische 

Integrationsgrenze" 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 34/24 

Drucksache 34/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Die Entschließung wurde nicht gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- In - AIS - FS - 

- G - K - Wo - 

14 Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Zwangs-

versteigerung und die Zwangsverwaltung 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Niedersachsen 

Drucksache 48/24 

Drucksache 48/1/24 

 

Abgesetzt 

 

- R - Fz - 

15 Entschließung des Bundesrates zum erleichterten Zugang zu Lohnersatz-

leistungen für das Baugewerbe 

 

Antrag des Landes Niedersachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 101/24 

 

Ausschussüberweisung: AIS, Wi, Wo 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung 

 

 

16 Entschließung des Bundesrates zur Erhöhung der Gräberpauschalen 

 

Antrag des Freistaates Sachsen 

Drucksache 53/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Die Entschließung wurde gefasst. 

 

- FS - Fz - In - 
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17 Entschließung des Bundesrates "Mutterschutz muss auch für Selbständige 

gelten" 

 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 109/24 

 

Ausschussüberweisung. FS, AIS, FJ, Fz, Wi 

 

 

18 Entschließung des Bundesrates "Umsetzung eines Klimageldes zur 

Entlastung von Privatpersonen von steigenden CO2-Preisen" 

 

Antrag der Länder Bremen und Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen 

Drucksache 38/24 

Drucksache 38/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffer 2 der Ausschussempfehlungen sowie in der Schlussabstimmung 

wurde zugestimmt, d. h., die Entschließung wurde nach Maßgabe von 

Änderungen gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffern 1, 3 

➢ Zustimmung zu Ziffer 2 sowie in der Schlussabstimmung 

 

- Fz - AIS - U - 

- Wi - 

19 Entschließung des Bundesrates für eine steuer- und wirtschaftspolitische 

Agenda 2030 für Deutschland 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 110/24 

 

Ausschussüberweisung: Fz, AV, U, Wi, Wo 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zur Frage der sofortigen Sachentscheidung 

 

 

20 Entschließung des Bundesrates "Verbesserung der Arzneimittel-

versorgung" 

 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, Bayern 

Beitritt: Nordrhein-Westfalen 

gemäß § 23 Absatz 3 

i.V.m. § 15 Absatz 1 und 

§ 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 103/24 

 

Ausschussüberweisung: G 

 

 



Vertretung des Landes Sachsen-Anhalt beim Bund, 1042. Sitzung des BR am 22.03.2024, 

Ergebnisse des BR und Abstimmungsverhalten von ST 

 

10 

21 Entschließung des Bundesrates: Aberkennung der Staatsangehörigkeit für 

antisemitische Straftäter und Hetzer 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 35/24 

Drucksache 35/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Die Entschließung wurde nicht gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- In - AIS - R - 

22 Entschließung des Bundesrates: Rahmenbedingungen für die Umsetzung 

der Ausbauziele für Windenergie auf See optimieren 

 

Antrag der Länder Niedersachsen, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern 

Drucksache 49/24 

Drucksache 49/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffer 5 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., die 

unveränderte Entschließung wurde gefasst. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 3, 5 

➢ Enthaltung zu Ziffern 2, 4 

 

- Wi - Fz - U - 

23 Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des GAP-Konditionalitäten-

Gesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 70/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Es wurden keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

 

- AV - AIS - R - 
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24 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schwangerschafts-

konfliktgesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 71/24 

Drucksache 71/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffer 2 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zum 

Gesetzentwurf wurde Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2 

 

- FJ - In - R - 

25 Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutz-

gesetzes 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 72/24 

Drucksache 72/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 4, 7 bis 9, 11, 13, 14, 16 bis 20 der Ausschussempfehlungen 

wurde zugestimmt, d. h., zum Gesetzentwurf wurde Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1 bis 3, 8, 9, 11, 13 bis 20 

➢ Ablehnung der Ziffern 4, 7 

 

- In - AIS - R - 

- U - 

26 Entwurf eines Berufsbildungsvalidierungs- und -digitalisierungsgesetzes 

(BVaDiG) 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 73/24 

Drucksache 73/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 3, 4 Buchstabe a, Ziffern 6 bis 8, 10, 11, 13, 15, 17 bis 29, 31 

Buchstaben a bis c, Ziffer 32 der Ausschussempfehlungen wurde 

zugestimmt, d. h., zum Gesetzentwurf wurde Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1 bis 3, 6 bis 9, 11 bis 13, 15, 17 bis 29, 30, 

31 Buchstaben a bis c, Ziffer 32 

➢ Enthaltung zu Ziffern 4, 10 

 

- K - AIS - Fz - 

- In - Wi - 
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27 Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Mindeststrafen des § 184b 

Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 des Strafgesetzbuches - Verbreitung, 

Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 

Einspruchsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 74/24 

zu Drucksache 74/24 (Berichtigung) 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Es wurden keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

 

- R - FJ - In - 

28 Entwurf eines Gesetzes zur Anwendung des Mehrseitigen Überein-

kommens vom 24. November 2016 und zu weiteren Maßnahmen 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 75/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Es wurden keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

 

- Fz - Wi - 

29 Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. Juli 2023 zwischen 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 

Französischen Republik über die grenzüberschreitende Berufsausbildung 

Zustimmungsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 76/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Es wurden keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

 

- K - 

30 Vorschlag für eine Empfehlung des Rates "Europa in Bewegung" - 

Lernmobilität für alle 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 643/23 

Drucksache 643/1/23 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 24 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur 

Vorlage wurde Stellung genommen; Forderung der maßgeblichen Berück-

sichtigung der Stellungnahme durch die Bundesregierung; Direktüber-

mittlung der Stellungnahme an die Kommission. 

 

- EU - AIS - FJ - 

- In - K - Wi - 
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31 Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates über einen Mechanismus zur Überwindung rechtlicher und 

administrativer Hindernisse in einem grenzübergreifenden Kontext 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 46/24 

zu Drucksache 46/24 

Drucksache 46/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Den Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde 

Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2, 4 bis 13 

➢ Enthaltung zu Ziffer 3 

 

- EU - In - Wi - 

32 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 

zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/2302 zur wirksameren Gestaltung 

des Schutzes von Reisenden und zur Vereinfachung und Klarstellung 

bestimmter Aspekte der Richtlinie 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 24/24 

zu Drucksache 24/24 

Drucksache 24/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 4 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur 

Vorlage wurde Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung zu Ziffern 1 bis 4 

 

- EU - U - Wi - 
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33a Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Verstärkung der polizeilichen Zusammenarbeit bei der Ver-

hütung, Aufdeckung und Untersuchung der Schleuserkriminalität und des 

Menschenhandels und zur Verstärkung der Unterstützung von Europol bei 

der Verhütung und Bekämpfung solcher Straftaten und zur Änderung der 

Verordnung (EU) 2016/794 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 19/24 

zu Drucksache 19/24 

Drucksache 19/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 12 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur 

Vorlage wurde Stellung genommen; Direktübermittlung der Stellungnahme 

an die Kommission. 

 

- EU - Fz - In - 

- R - 

33b Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 

zur Festlegung von Mindestvorschriften zur Verhinderung und Bekämpfung 

der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten 

Aufenthalt in der Union sowie zur Ersetzung der Richtlinie 2002/90/EG des 

Rates und des Rahmenbeschlusses 2002/946/JI des Rates 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 37/24 

zu Drucksache 37/24 

Drucksache 37/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 4 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur 

Vorlage wurde Stellung genommen. 

 

- EU - In - R - 

34a Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 

zur Festlegung harmonisierter Anforderungen im Binnenmarkt an die 

Transparenz der Interessenvertretung im Auftrag von Drittländern und zur 

Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 36/24 

zu Drucksache 36/24 

Drucksache 36/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 4, 6, 8 bis 10, 12 bis 15, 17, 18 der Ausschussempfehlungen 

wurde zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1 bis 19 

 

- EU - Fz - In - 

- Wi - 
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34b Empfehlung der Kommission vom 12.12.2023 zur Förderung der Mitwir-

kung und der wirksamen Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern und 

Organisationen der Zivilgesellschaft an politischen Entscheidungs-

prozessen 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 98/24 

Drucksache 98/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1, 2, 4 bis 9, 11, 12 der Ausschussempfehlungen wurde 

zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde Stellung genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2, 4 bis 9, 11, 12 

➢ Enthaltung zu Ziffern 3, 10 

 

- EU - AIS - Fz - 

- In - 

34c Empfehlung der Kommission vom 12.12.2023 für inklusive und stabile 

Wahlverfahren in der Union und für die Stärkung des europäischen 

Charakters und eine effiziente Durchführung der Wahlen zum Euro-

päischen Parlament 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 99/24 

Drucksache 98/1/24 

 

Siehe TOP 34b. 

 

- EU - AIS - FJ - 

- In - 

35 Gemeinsame Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat 

Kein Platz für Hass: ein Europa, das geeint gegen Hass steht 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 41/24 

Drucksache 41/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 19 der Ausschussempfehlungen wurde (einstimmig außer 

Ziffer 6) zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde Stellung genommen; 

Direktübermittlung der Stellungnahme an die Kommission. 

 

- EU - In - K - 

- R - 
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36a Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Fahr- bzw. Fluggastrechte im Zusammenhang mit multimo-

dalen Reisen 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 25/24 

zu Drucksache 25/24 

Drucksache 25/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 10 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur 

Vorlage wurde Stellung genommen. 

 

- EU - AIS - U - 

- Vk - Wi - 

36b Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 261/2004, (EG) Nr. 1107/ 

2006, (EU) Nr. 1177/2010, (EU) Nr. 181/2011 und (EU) 2021/782 in Bezug 

auf die Durchsetzung der Fahr- und Fluggastrechte in der Union 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 27/24 

zu Drucksache 27/24 

Drucksache 27/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 5 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur 

Vorlage wurde Stellung genommen. 

 

- EU - AIS - U - 

- Vk - Wi - 

37a Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 

zur Änderung der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf die Neuzuweisung wissenschaftlicher und 

technischer Aufgaben an die Europäische Chemikalienagentur 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV 

und §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 68/24 

zu Drucksache 68/24 

Drucksache 68/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1, 2 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur 

Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

- EU - U - Wi - 
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37b Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG) Nr. 401/ 

2009, (EU) 2017/745 und (EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments 

und des Rates im Hinblick auf die Neuzuweisung wissenschaftlicher und 

technischer Aufgaben und die Verbesserung der Zusammenarbeit 

zwischen den Agenturen der Union im Bereich Chemikalien 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV 

und §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 69/24 

zu Drucksache 69/24 

Drucksache 69/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1, 2 der Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., zur 

Vorlage wurde gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Stellung genommen. 

 

- EU - AIS - G - 

- U - Wi - 

38 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates über das Wohlergehen von Hunden und Katzen und ihre Rück-

verfolgbarkeit 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 26/24 

zu Drucksache 26/24 

Drucksache 26/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 1 bis 15, 17 bis 20 der Ausschussempfehlungen (einstimmig außer 

Ziffern 13, 15) wurde zugestimmt, d. h., zur Vorlage wurde Stellung 

genommen. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1 bis 14, 17 bis 20 

➢ Ablehnung der Ziffern 15, 16 

 

- EU – AV - 

39 Verordnung zur Neuordnung der Vorschriften über die Verbringung von 

Lebensmitteln und Futtermitteln in die Europäische Union 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 680/23 

Drucksache 680/1/23 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Den Ausschussempfehlungen wurde zugestimmt, d. h., der Verordnung 

wurde nach Maßgabe von Änderungen zugestimmt. 

 

- AV – G - 
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40 Vierte Verordnung zur Änderung der Agrar- und Fischereifonds-

Informationen-Verordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 60/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- AV - 

41 Fünfte Verordnung zur Änderung von Vorschriften zur Durchführung des 

gemeinschaftlichen Lebensmittelhygienerechts 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 61/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- AV – G - 

42 Zweiundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Bedarfsgegenstände-

verordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 62/24 

Drucksache 62/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffer 2 der Ausschussempfehlungen wurde einstimmig zugestimmt, d. h., 

der unveränderten Verordnung wurde zugestimmt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 1, 2 

 

- AV - U - Wi - 

43 Verordnung zur Durchführung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrar-

politik geltenden Ausnahmeregelung hinsichtlich der Anwendung des 

Standards Nummer 8 für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen 

Zustand für das Antragsjahr 2024 (Zweite GAP-Ausnahme-Verordnung – 

2. GAPAusnV) 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 112/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Ziffern 1 bis 5 der Ausschussempfehlungen sowie in der Schlussab-

stimmung (dort einstimmig) wurde zugestimmt, d. h., der Verordnung 

wurde nach Maßgabe von Änderungen zugestimmt. 

 

- AV - U - 
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44 Sechste Verordnung zur Änderung der CbCR-Ausdehnungsverordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 57/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- Fz - 

45 Verordnung zur Änderung von Rechtsvorschriften zur Durchführung des 

Bundesentschädigungsgesetzes 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 63/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- Fz - In - 

46 Erste Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes im 

Ausgleichsjahr 2024 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 64/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- Fz - 

47 Verordnung zur Aktualisierung von Dokumentenmustern im Pass-, 

Ausweis- und ausländerrechtlichen Dokumentenwesen 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 66/24 

zu Drucksache 66/24 (Berichtigung) 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Dem Plenarantrag des Landes Baden-Württemberg in Drucksache 66/1/24 

wurde zugestimmt, d. h., der Verordnung wurde nach Maßabe einer 

Änderung zugestimmt. 

 

- In - 

48 Verordnung zur Änderung der Zwangsverwalterverordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 67/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

- R - 
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49 Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung und zur Änderung der 

Strahlenschutzverordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 13/24 

Drucksache 13/1/24 

 

Ergebnis BR: 

Ziffern 2 bis 8, 10 bis 19, 21, 22 der Ausschussempfehlungen sowie dem 

Plenarantrag der Freien und Hansestadt Hamburg in Drucksache 13/2/24 

wurde zugestimmt, d. h., der Verordnung wurde nach Maßgabe von 

Änderungen zugestimmt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Zustimmung zu Ziffern 2 bis 7, 10 bis 19, 21, 22 sowie zum 

Plenarantrag 

➢ Enthaltung zu Ziffer 8 

➢ Ablehnung der Ziffern 9, 20 

 

- U - Wi - 

50 Vorschlag des Bundesrates für die Bestellung eines Mitgliedes des 

Vorstandes der Deutschen Bundesbank 

 

gemäß § 7 Absatz 3 Satz 2 BundesbankG 

Drucksache 250/22 

Drucksache 117/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Dem Vorschlag zur Bestellung von Lutz Lienenkämper (Nordrhein-

Westfalen) als Mitglied wurde zugestimmt. 

 

- Fz - 

51 Benennung eines Mitglieds für den Beirat Deutschlandstipendium beim 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 

 

gemäß § 12 StipG 

i.V.m. § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 StipV 

Drucksache 77/24 

Drucksache 77/1/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Für die Benennung wurde Studentin Yvonne Liu als Mitglied vorge-

schlagen. 

 

- K - 
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52 Wahl von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Rundfunkrates 

der Anstalt des öffentlichen Rechts "Deutsche Welle" 

 

gemäß § 31 des Deutsche-Welle-Gesetzes 

Drucksache 620/23 

Drucksache 620/1/23 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Wahl von Staatsrätin a. D. Ulrike Hiller (Bremen) und Staatsminister a. D. 

Markus Ulbig (Sachsen) als ordentliche Mitglieder sowie Henrike Müller 

(Bremen) und Staatssekretär Conrad Clemens (Sachsen) als stellver-

tretende Mitglieder für die Dauer der neuen Amtszeit von fünf Jahren 

 

 

53 Bestimmung eines Mitglieds des Konjunkturrates für die öffentliche Hand 

 

gemäß § 18 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 StabG 

Drucksache 56/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Bestimmung von Dr. André Berghegger (Hauptgeschäftsführer des 

Deutschen Städte- und Gemeindebundes) zum Mitglied 

 

- Wi - 

54 Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

 

Drucksache 89/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Von einer Äußerung und einem Beitritt zu den Verfahren wurde 

abgesehen. 

 

- R - 

55 Entschließung des Bundesrates "Umfassende Stärkung des Bevölkerungs-

schutzes durch Bund und Länder" 

 

Antrag des Landes Hessen 

Beitritt: Bayern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 135/24 

 

Ausschussüberweisung: In, Fz 

 

 

56 Entschließung des Bundesrates "Eine starke und sinnvoll flankierte 

Kraftwerksstrategie für eine versorgungssichere Energiewende" 

 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 120/24 

 

Ausschussüberweisung: Wi, Fz, U 
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57 Entschließung des Bundesrates für den netzdienlichen Aufbau von 

Wasserstofferzeugungskapazitäten aus erneuerbaren Quellen in 

Deutschland 

 

Antrag der Länder Brandenburg, Berlin 

Beitritt: Mecklenburg-Vorpommern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 121/24 

 

Ausschussüberweisung: Wi, U 

 

 

58 Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Durchführung von 

§ 14 Absatz 1 des Forschungszulagengesetzes 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 122/24 

 

Ergebnis BR: 

Der Verordnung wurde zugestimmt. 

 

Abstimmung ST: 

➢ Enthaltung 

 

- K - Fz -  

59 Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds des Ver-

waltungsrates der Anstalt des öffentlichen Rechts "Deutsche Welle" 

 

gemäß § 36 des Deutsche-Welle-Gesetzes 

Drucksache 631/23 

Drucksache 631/1/23 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Wahl von Staatssekretär Dr. Mark Speich (Nordrhein-Westfalen) als 

ordentliches Mitglied sowie Staatssekretär Paul Höller (Nordrhein-

Westfalen) als stellvertretendes Mitglied für die Dauer der neuen Amtszeit 

von fünf Jahren 

 

 

60 Entschließung des Bundesrates: Bioenergie stärken und für den 

Klimaschutz nutzen 

 

Antrag des Freistaates Bayern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 138/24 

 

Ausschussüberweisung: AV, Fz, U, Wi 

 

 



Vertretung des Landes Sachsen-Anhalt beim Bund, 1042. Sitzung des BR am 22.03.2024, 

Ergebnisse des BR und Abstimmungsverhalten von ST 

 

23 

61 Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den 

Beirat bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 

Post und Eisenbahnen 

 

gemäß § 5 BEGTPG 

Antrag des Landes Hessen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 139/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Benennung von Staatssekretärin Prof. Dr.-Ing. Lamia Messari-Becker 

(Hessen) als Mitglied und Staatssekretär Stefan Sauer (Hessen) als 

stellvertretendes Mitglied im Wege der sofortigen Sachentscheidung 

 

 

62 Nationales Reformprogramm 2024 

 

Geschäftsordnungsantrag des Landes Hessen 

Drucksache 140/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Von der Vorlage wurde Kenntnis genommen. 

 

- EU -  

63 Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien 

der Europäischen Union 

 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG 

i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 

Drucksache 105/24 

 

Ergebnis BR/ Abstimmung ST: 

Dem Vorschlag des Ständigen Beirats wurde zugestimmt, d. h. Benennung 

von Dr. Stephan Hensell (Hamburg) für das Gremium „Ausschuss für 

Bildungsfragen und Weisungssitzungen zum Rat Bildung, Jugend, Kultur 

und Sport (einschließlich audiovisueller Bereich)“; Bereich Bildung in 

Ergänzung des Beschusses des Bundesrates vom 16.12.2022 [Druck-

sache 400/22 (Beschluss)]. 

 

 

 

 

 

Hinweis: 

 

Die nächste Sitzung wurde für den 26.04.2024, 09:30 Uhr, einberufen. 
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Anlage 1 

 

Rede zu Protokoll: abgegeben von Minister Michael Richter für 

Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff 

In der 1042. Sitzung des Bundesrates am 22. März 2024 

zu TOP 5 

Zweites Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 

(Drucksache 91/24) 

 

Mein Anliegen ist die Zukunft unserer Land- und Forstwirtschaft in Deutschland. Die kürzlich getroffene 

Entscheidung der „Ampel-Koalition“ in Berlin, die steuerliche Begünstigung von Dieselkraftstoffen für 

diesen wichtigen Sektor abzuschaffen, stellt eine tiefgreifende Veränderung dar. 

 

Am 2. Februar 2024 hat der Deutsche Bundestag mit der Abstimmung zum Zweiten Haushalts-

finanzierungsgesetz 2024 einen Schritt unternommen, der weitreichende Folgen für unsere heimische 

Landwirtschaft haben wird. Durch die Abschaffung der Dieselbegünstigung wird eine zusätzliche 

finanzielle Belastung in dreistelliger Millionenhöhe pro Jahr auf die Schultern unserer Landwirte und 

Forstwirte gelegt. Eine Entscheidung, die nicht allein aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungs-

gerichts vom 15. November 2023 und der daraus resultierenden Einsparungsnotwendigkeit für die 

Bundeshaushalte ab 2024 gerechtfertigt werden kann. 

 

Wir müssen uns bewusst machen: Die Landwirtschaft ist nicht nur für uns in Sachsen-Anhalt, sondern 

für alle Bürgerinnen und Bürger in Deutschland existenziell. Sie ist die Grundlage unserer Ernährung 

und spielt zudem eine zentrale Rolle im Umwelt- und Landschaftsschutz und für die Entwicklung des 

ländlichen Raums. Wir alle haben ein Interesse an einer sich positiv entwickelnden Landwirtschaft, die 

von motivierten und engagierten Unternehmen getragen wird. 

 

Seit 1951 ist die Dieselbegünstigung für land- und forstwirtschaftliche Betriebe gesetzlich verankert. 

Diese Steuererleichterung war und ist keine klimaschädliche Subvention, vielmehr ist sie als eine 

notwendige Unterstützung zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Landwirtschaft zu sehen. 

Sie dient der Aufrechterhaltung unserer unabhängigen Versorgung mit Nahrungsmitteln – ein Grund-

satz, der in der heutigen Zeit von unschätzbarem Wert ist. Die Streichung dieser Regelung würde 

Deutschland im europäischen Vergleich an die Spitze der Länder mit den höchsten Agrardiesel-

Steuersätzen katapultieren. Dies würde die Konkurrenzfähigkeit unserer Landwirte schwächen und ihre 

bereits vorhandenen internationalen Wettbewerbsnachteile weiter verstärken. 

 

Ich appelliere daher an die Bundesregierung, die Bedeutung der Agrardieselrückerstattung zu 

erkennen. Sie bietet unseren Landwirten Planungssicherheit und eine Perspektive für die Zukunft. Die 

Entscheidung, diese Unterstützung zu streichen, ist ein schwerer gesellschaftspolitischer und 

wirtschaftlicher Fehler. 

 

Wir müssen Lösungen finden, die sowohl den ökologischen Herausforderungen unserer Zeit gerecht 

werden als auch die Existenzgrundlage unserer Land- und Forstwirtschaft sichern. Das bedeutet, 

praxistaugliche Alternativen zu entwickeln, bevor wir bestehende Unterstützungsmaßnahmen ab-

schaffen. In diesem Sinne fordere ich die Bundesregierung nachdrücklich auf, ihre Entscheidung zur 

Abschaffung der Dieselbegünstigung zu überdenken und im Dialog mit Vertretern der Land- und 

Forstwirtschaft nachhaltige, zukunftsorientierte Lösungen zu erarbeiten.  

 

Lassen Sie uns gemeinsam handeln, um die Interessen unserer Landwirte und Forstwirte zu schützen 

und gleichzeitig einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. 
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Anlage 2 

 

Protokollerklärung der Bundesregierung 

zum 

Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetz (BR-Drs. 91/24) 

TOP 5 der 1042. Sitzung des Bundesrates am 22.03.2024 

 

 

Um Landwirtinnen und Landwirte zu entlasten, hat sich die Bundesregierung auf folgende, zügig 

umzusetzende Maßnahmen verständigt: 

 

• Aussetzung der obligatorischen Flächenstilllegung für 2024 und Engagement der BReg für das 

Aussetzen der Regelung bis zum Ende der GAP-Periode 

• Wiedereinführung der einkommensteuerlichen Tarifglättung rückwirkend ab 2023 für sechs Jahre 

(vorausgesetzt, Beihilfe wird von der KOM genehmigt) 

• Anpassung des Agrarorganisationen-Lieferketten-Gesetzes zur Stärkung der Landwirte in der 

Wertschöpfungskette. Stärkung der Markt- und Preisbeobachtung als Grundlage für 

Verkaufsentscheidungen der Landwirtschaft. 

• Prüfung des Einsatzes alternativer Antriebstechnologien in der Landwirtschaft bzw. von 

Steuererleichterungen für alternative Kraftstoffe, sobald die EU-rechtlichen Voraussetzungen 

hierfür vorliegen (BMEL-Expertengruppe zur Ausarbeitung konkreter Maßnahmen u. a. mit Blick 

auf Pflanzenöle). 

• Entlastungen durch die überarbeitete Ausgestaltung der Stoffstrombilanzverordnung, welche für 

die verursachergerechte einzelbetriebliche Betrachtung notwendig ist, u. a. Orientierung an den 

Richt- und Schwellenwerten der Düngeverordnung, Vereinheitlichung von Dokumentationsfristen, 

ggf. Einführung von Bagatellgrenzen 

• Umfassende, konkrete Umsetzung von Vorschlägen für den Bürokratieabbau; Beispiele:  

o Ohrmarken bei gekoppelten Prämien 

o Weinüberwachungsverordnung 

o Entschlackung bei bestehenden Ökoregelungen 

o Verschlankung von Dokumentations- und Aufzeichnungspflichten für Nutztierhalter 

o Einheitlichkeit in der Umsetzung rechtlicher Vorgaben durch die Bundesländer 

• Umbau der Tierhaltung: Weiterentwicklung Tierhaltungskennzeichnung mit Auswirkung auf 

Außer-Haus-Verpflegung, erfolgreicher Start des Bundesprogramms zum Umbau der 

Tierhaltung, Prüfung, wie eine verlässliche Finanzierung für die tierwohlgerechte Tierhaltung 

sichergestellt werden kann. 

• Erarbeitung von Vorschlägen zur Ausgestaltung der GAP. Hierfür bietet der Abschlussbericht der 

Zukunftskommission Landwirtschaft (ZKL) aus Sicht der Bundesregierung eine gute Grundlage. 

• Zahlreiche Entlastungen im Steuerrecht, z. B. degressive AfA bei beweglichen Wirtschaftsgütern, 

Anhebung der Sonderabschreibungsmöglichkeiten, Anpassung der Stromsteuerentlastungen; 

Neugestaltung der Höfeordnung 

• Prüfung einer Risikoausgleichsrücklage 


